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A 0030/2025 (DDI)
Auftrag Fraktion SVP: Asylnotstand ausrufen und die Asylkriminalität stoppen
(28.01.2025)

Der Regierungsrat wird beauftragt, den Asylnotstand auszurufen und die angemessenen
Massnahmen einzuleiten, um die Lage wesentlich zu beruhigen.

Begründung 28.01.2025: schriftlich.

Jährlich kommen Zehntausende Menschen in die Schweiz, darunter auch Kriminelle und Per-
sonen ohne legalen Aufenthaltsstatus. Im Jahr 2023 wurden in der Schweiz 522'558 Straftaten
registriert – ein Anstieg von 14 % im Vergleich zu 2022. Laut Statistik waren 56 % der Täter
Ausländer und Ausländerinnen, wobei 25 % von ihnen Asylbewerber und Asylbewerberinnen
oder illegal Eingereiste waren.
Auch in unserer Region gibt es zahlreiche Vorfälle, die die Bevölkerung verunsichern. Uns
wurden beispielsweise Fälle gemeldet, bei denen Personen an geparkten Autos entlangge-
hen, um zu prüfen, ob sie unverschlossen sind, und diese dann ausräumen. Den Berichten
zufolge handelt es sich bei den Tätern häufig um junge Männer aus Nordafrika. Aufgrund der
Häufung solcher Delikte wurde diesen Tätern in der Präsentation der Kriminalstatistik der
Staatsanwaltschaft ein eigenes Kapitel gewidmet. Zusätzlich begünstigt die zentrale Ver-
kehrslage unseres Kantons die hohe Zahl an Diebstählen und Einbrüchen.
Bisher sind Fälle wie in Deutschland, beispielsweise in Aschaffenburg, wo ein Afghane ein
zweijähriges Kind und dessen Beschützer erstach, in der Schweiz ausgeblieben. In Deutsch-
land kommt es jedoch alle paar Monate zu tödlichen Angriffen durch Asylmigranten aus Af-
ghanistan oder Syrien auf Kinder, Frauen und Männer. Die Schweiz blieb bisher von solchen
Ereignissen verschont.
Angesichts der unkontrollierten Situation im Asylbereich ist es jedoch nur eine Frage der Zeit,
bis auch bei uns ähnliche Fälle auftreten könnten. In den Kantonen Luzern und Aargau wur-
de bereits der Asylnotstand ausgerufen. Einige Experten sprechen sogar von einem möglichen
«Crash» (NZZ). Es ist dringend notwendig, jetzt die Kontrolle zurückzugewinnen.
Der Bund plant die Schliessung von neun Bundesasylzentren, obwohl die Asylzahlen 2024 die
vierthöchsten in den letzten 20 Jahren sein werden. Dies wird unmittelbare Auswirkungen
auf die Kantone haben.

Mögliche Massnahmen:
- Einführung von Grenzkontrollen
- Null-Toleranz-Politik bei kriminellen Asylbewerbern
- Beschleunigung der Asylverfahren
- Konsequente Abschiebung abgelehnter Bewerber
- Stärkung des Sicherheitsdispositivs

Das Ziel sollte sein, die Anzahl ankommender Flüchtlinge zu reduzieren, mehr abgelehnte
Asylbewerber und Asylbewerberinnen zur Ausreise zu bewegen und die Asylverfahren zu
beschleunigen. Diese Massnahmen würden die Situation entschärfen.



Begründung der Dringlichkeit:
Die Bevölkerung verlangt nach einem deutlichen Zeichen der Politik. Die Sozialregionen sind
am Anschlag und können die Lage kaum kontrollieren. Nach dem Fall in Aschaffenburg, aber
auch in der Schweiz sind die Sicherheitsbedenken grösser geworden. Dies verlangt ein sofor-
tiges Handeln der Politik.
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